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→ recht aktuell
whistleblowing als neue pflicht für unternehmen

von pavel koukal
rödl & partner prag

anfang oktober wurde nach einem legislativen Ver-
fahren, das mehr als ein Jahr in anspruch nahm, 
eine neue eu-richtlinie verabschiedet, die in das 
europäische rechts- und Geschäftsumfeld eine 
gemeinsame bzw. einheitliche regelung des sog. 
whistleblowings einführt, und zwar als rechtliche 
pflicht, die auch von den meisten unternehmen zu 
erfüllen sein wird. die anforderungen der richtlinie 
des europäischen parlaments und des rates zum 
schutz von personen, die Verstöße gegen das uni-
onsrecht melden, wie deren offizieller titel lautet, 
müssen dabei in die nationalen rechtsordnungen 
der einzelnen eu-mitgliedsstaaten spätestens bin-
nen zwei Jahren nach Verabschiedung der richtli-
nie, d.h. bis herbst 2021, implementiert werden.

was ist whistleblowinG? 

der begriff „whistleblowing“, der wörtlich übersetzt 
aus dem englischen in etwa „pfeifen“ bedeutet, ist 
eine bezeichnung für interne systeme an kommu-
nikationskanälen im rahmen einer organisation 
(eines unternehmens, einer staatlichen stelle, ei-
ner Verwaltungsbehörde etc.), die mitarbeitern oder 
personen in vergleichbarer stellung ermöglichen, 
schwerwiegende Verstöße zu melden, ohne dass sie 
dadurch am arbeitsplatz jedweden negativen fol-
gen ausgesetzt würden („Vergeltungsmaßnahmen“). 
 whistleblowing umfasst demzufolge 
zum einen die errichtung eines besonderen kom-
munikationskanals für interne meldungen von Ver-
stößen und zum anderen auch die Gewährleistung 
eines schutzes für hinweisgeber, einschließlich 
der Geheimhaltung ihrer identität. während die 
rechtliche regelung des whistleblowings im rah-
men der europäischen union unterschiedlich und 
zersplittert war, führt die neue richtlinie in dieser 
hinsicht eine gemeinsame, grundsätzlich einheitli-
che regelung für alle eu-mitgliedsstaaten ein. 

sachlicher anwendunGsbereich der 
richtlinie 

die neue europaweite regelung zum schutz der 
hinweisgeber bezieht sich insbesondere auf be-

reiche, in denen Verstöße gegen das unionsrechts 
bzw. das jeweilige nationale recht am häufigsten 
vorkommen. der schutz der hinweisgeber wird in 
den unterschiedlichsten fällen zur anwendung 
kommen, z.b. wenn Verstöße in folgenden berei-
chen gemeldet werden: öffentliche ausschrei-
bungen, erbringung von finanzdienstleistungen, 
prävention von Geldwäsche und terrorismusfinan-
zierung, produktsicherheit, Verkehrssicherheit, 
umweltschutz und nukleare sicherheit, lebens-
mittelsicherheit, schutz der öffentlichen Gesund-
heit und Verbraucherschutz sowie schutz von pri-
vatsphäre oder it-sicherheit. 
 in den sachlichen anwendungsbereich 
der neuen europäischen richtlinie fallen darüber 
hinaus auch der schutz des wirtschaftlichen wett-
bewerbs, Verstöße gegen die interessen der uni-
on und Verletzungen im zusammenhang mit dem 
funktionieren des eu-binnenmarktes.

persönlicher anwendunGsbereich 

wesentlich in bezug auf den anwendungsbereich 
der neuen richtlinie ist, dass diese in vollem um-
fang der festgelegten pflichten auch auf rechtsträ-
ger im privaten sektor – unternehmen – anwendung 
findet, die 50 und mehr mitarbeiter haben. diese 
beschränkung hinsichtlich der mitarbeiteranzahl 
gilt jedoch nicht für unternehmen im finanzdienst-
leistungssektor, für sie gilt die richtlinie ungeachtet 
ihrer Größe oder der anzahl ihrer mitarbeiter. 

interne kommunikationskanäle 

als grundlegende pflicht eines jeden unterneh-
mens mit mehr als 50 arbeitnehmern gilt gemäß 
der richtlinie die pflicht zur einführung interner 
kommunikationskanäle, insbesondere solcher in-
ternen kommunikationskanäle, über welche Ver-
stöße gemeldet und geeignete maßnahmen auf 
Grundlage dieser meldungen ergriffen werden 
können. die richtlinie legt in dieser hinsicht aus-
drücklich fest, dass die konkrete form und die art 
der einführung der internen kanäle vorher mit den 
sozialpartnern, insbesondere der Gewerkschaft, 
verhandelt und abgestimmt werden müssen.
 interne meldekanäle können auf sei-
ten der jeweiligen organisation entweder intern 
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– durch einen entsprechend beauftragten mitar-
beiter oder eine entsprechend beauftragte abtei-
lung – oder auch extern – durch einen dritten – be-
trieben werden. an den technischen betrieb dieser 
kanäle werden dabei insbesondere sicherheitsan-
forderungen gestellt, einschließlich Geheimhal-
tung der identität des hinweisgebers sowie aller in 
der meldung genannten personen. 
 in bezug auf eine erfolgte meldung gilt 
die pflicht, den empfang der meldung binnen 7 ta-
gen nach deren eingang zu bestätigen sowie nach-
folgend eine untersuchung mit entsprechender 
sorgfalt durchzuführen, wobei binnen einer frist 
von maximal 3 monaten, oder von 6 monaten in 
ordnungsgemäß begründeten fällen, eine rück-
meldung bezüglich ergriffener maßnahmen zu er-
folgen hat. 

Verbot Von VerGeltunGsmassnahmen 

die neue whistleblowing-richtlinie regelt ne-
ben der pflicht zur einführung interner kommu-
nikationskanäle für die meldung von Verstößen 
ausdrücklich auch ein Verbot von jedweden Ver-
geltungsmaßnahmen gegen hinweisgeber. aus-
drücklich verboten sind insbesondere Vergel-
tungsmaßnahmen wie entlassung, herabstufung, 
nichtbeförderung, Übertragung von aufgaben, ar-
beitsplatzwechsel, lohnminderung, änderung der 
arbeitszeit, auferlegung oder anwendung von dis-
ziplinarischen sanktionen, druckausübung oder 
jedwede form der einschüchterung.
 die gegenständliche richtlinie führt in 
dieser hinsicht auch diverse konkrete instrumente 
zum schutz vor Vergeltungsmaßnahmen ein, ins-
besondere eine rechtliche immunität im zusam-
menhang mit der meldung eines hinweises unter 
der Voraussetzung, dass die meldung in gutem 

Glauben erfolgt und die beweislast im streitfall 
übertragen wird; diese rechtliche immunität be-
steht auch darin, dass der Verpflichtete für die Ver-
letzung des Verbots von Vergeltungsmaßnahmen 
gegen hinweisgeber mit Geldbußen sanktioniert 
werden kann.
 
fazit

abschließend ist darauf hinzuweisen, dass die 
vorstehend angeführten rechtlichen pflichten in 
bezug auf die einführung interner systeme für die 
meldung von Verstößen für unternehmen in der 
tschechischen republik eine vollkommen neue 
tatsache darstellen, da diese bisher nur auf be-
stimmte finanzinstitutionen (banken, Versiche-
rungsgesellschaften etc.) und öffentliche Verwal-
tungsbehörden beschränkt waren. es ist daher 
wichtig, dass diesem thema bereits jetzt eine ent-
sprechende aufmerksamkeit zuteil wird, auf keinen 
fall sollte mit der regelung dieser frage bis zur 
letzten minute gewartet werden, da das legislative 
Verfahren für die implementierung der richtlinie in 
der tschechischen republik bereits begonnen hat, 
und daher erwartet werden kann, dass das ent-
sprechende nationale Gesetz über den schutz der 
hinweisgeber zeitnah verabschiedet wird.

kontakt für weitere
informationen:

Judr. pavel koukal
advokát
associate partner
t +420 236 163 720
e pavel.koukal@roedl.com

mailto:pavel.koukal@roedl.com


ausGabe:
mandantenbrief tschechien

noVember/dezember 2019

5

von martin koldinský
rödl & partner prag 

in der letzten ausgabe unseres mandantenbriefes 
haben wir die konzernfinanzierung und die daraus 
dro henden Verrechnungspreisrisiken angespro-
chen. in dieser ausgabe werden wir ihnen ein wei-
teres thema darstellen, das vor dem hintergrund 
der oecd-maßnahmen und der Globalisierung der 
wirtschaft auch in tschechien äußerst aktuell ist 
– immaterielle wirtschaftsgüter und unterschied-
liche formen ihrer Überlassung an konzernunter-
nehmen. 
 immaterielle wirtschaftsgüter können 
erhebliche wettbewerbsvorteile verschaffen und 
über nachhaltigen Geschäftserfolg entscheiden. 
obwohl sie zum unternehmenswert entscheidend 
beitragen können, werden sie oft nicht bilanziert. 
 auch wenn immaterielle wirtschafts-
güter eine immer größere rolle spielen, werden 
sie gefährlich unter schätzt. die finanzverwaltung 
prüft diesen bereich jedoch in der letzten zeit sehr 
intensiv. außenprüfungen von immateriellen, an 
andere konzernunternehmen überlassenen wirt-
schaftsgütern werden durch den bericht über die 
rechtsgeschäfte mit verbundenen unternehmen, 
der den körperschaftsteuererklärungen beizufü-
gen ist, oder das country-by-country reporting 
erleichtert. 

immaterielle wirtschaftsGÜter 
Vor dem hinterGrund der 
konzerninternen Geschäfte 

die kalkulation von Verrechnungspreisen für über-
lassene immaterielle wirtschaftsgüter wird vor 
allem dadurch erschwert, dass die immateriellen 
wirtschaftsgüter keine körperliche beschaffen-
heit und oft einen hohen wert haben. es ist offen-
sichtlich, dass Verhandlungen von bedingungen 
für die Überlassung von markenrechten oder eines 
produktions-knowhows zwischen unabhängigen 
dritten hart geführt würden und das vereinbarte 
entgelt die finanzkraft und die Verhandlungspo-
sition beider Geschäftspartner wiederspiegeln 
würde. 

 die wirtschaftlichen Verhältnisse bei 
konzerninternen Geschäften sind jedoch meis-
tens anders. zwischen konzernunternehmen 
können sogar Geschäfte vereinbart werden, die 
zwischen unabhängigen dritten wahrscheinlich 
nicht zustande kommen. die Gründe können un-
terschiedlich sein. die missbrauchsrisiken für 
überlassene immaterielle wirtschaftsgüter sind 
bei verbundenen unternehmen niedriger als bei 
unabhängigen dritten. es kann erwartet werden, 
dass ein konzernunternehmen, dem immaterielle 
wirtschaftsgüter überlassen werden, bereit ist, 
diese zu entwickeln und zu pflegen. die Verrech-
nungspreise sollten nach übernommenen risiken 
und wahrgenommenen funktionen kalkuliert wer-
den. wird ein li zenznehmer, der lizenzzahlungen 
leistet, immaterielle wirtschaftsgüter entwickeln 
und pflegen, sollten die zu leistenden lizenzge-
bühren niedriger sein als bei einer bloßen „passi-
ven“ nutzung. 
 im konzern können immaterielle wirt-
schaftsgüter zentral durch eine konzerngesell-
schaft verwaltet werden. immaterielle wirtschafts-
güter mehrerer eigentümer werden dabei an eine 
einzige konzerngesellschaft überlassen, welche 
in diese immateriellen wirtschaftsgüter investiert, 
diese entwickelt, pflegt und anschließend anderen 
konzerngesellschaften überlässt. Von grundsätz-
licher bedeutung sind dabei die zahlungsabläufe 
und die höhe von lizenzgebühren. 
 die neuen Verrechnungspreisregelun-
gen besagen ganz klar, dass die Gewinne dort 
zu erfassen und zu besteuern sind, wo der wert-
schöpfungsbeitrag geleistet wird. bei immateri-
ellen wirtschaftsgütern kann jedoch schwierig 
bestimmt werden, welchem unternehmen erträ-
ge aus immateriellen wirtschaftsgütern und Ge-
winne aus deren besitz und deren nutzung zuzu-
rechnen sind. um die wertschöpfungskette und 
den wertschöpfungsbeitrag einzelner konzern-
unternehmen zu beurteilen, werden in der praxis 
unterschiedliche instrumente verwendet. nach 
allgemeinen Grundsätzen sollte das entgelt den 
von beteiligten unternehmen übernommenen 
risiken und wahrgenommenen funktionen ent-
sprechen. 

→ steuern aktuell
immaterielle wirtschaftsgüter und 
Verrechnungspreise
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 an eine Gesellschaft, die keinen wert-
schöpfungsbeitrag leistet, keine funktionen wahr-
nimmt und keine risiken trägt, auch wenn sie ei-
gentümerin von immateriellen wirtschaftsgütern 
ist, kann nach tp-neuregelungen nicht der größte 
Gewinn abgeführt werden. 

umsetzunG in die praxis und 
risiken aus den transaktionen mit 
immateriellen wirtschaftsGÜtern 

aus dem vorausgehenden absatz ergibt sich, dass 
die lizenzeinnahmen gerechtfertigt sein müssen. 
obwohl bei lizenzbox-modellen lizenzgeber als 
eigentümer der immateriellen wirtschaftsgüter 
gelten, verfügen sie über keine mitarbeiter, von 
denen die lizenzrechte ausgeübt werden können 
(z.b. entwicklung, festlegung strategischer ziele 
oder kalkulation von lizenzgebühren). die höhe 
der lizenzgebühren sollte in diesem fall nur die 
holdingfunktion berücksichtigen. die über diese 
rolle hinausgehenden lizenzeinnahmen sind den-
jenigen Gesellschaften zuzurechnen, die die wert-
schöpfung leisten. 
 in unserer praxis kennen wir tschechi-
sche Gesellschaften, an die nutzungsrechte ein-
geräumt werden und die dafür lizenzgebühren zu 
zahlen haben. bei außenprüfungen wird üblicher-
weise geprüft, welche konkreten rechte dem li-
zenznehmer eingeräumt wurden, ob lizenzrechte 
durch die tschechische Gesellschaft tatsächlich 
ausgeübt werden und für sie betriebsnotwendig 
sind. des weiteren wird beurteilt, ob die immate-
riellen wirtschaftsgüter auch auf anderem wege 
beschaffen werden können. erst danach wird 
geprüft, ob die höhe und die kalkulation von li-
zenzgebühren fremdvergleichskonform sind. und 
es wird selbstverständlich immer geprüft, ob die 
lizenzgebühren nicht für selbst erstellte immateri-
elle wirtschaftsgüter geleistet werden. 
 auch wenn die Gestaltung dieses kon-
zerninternen Geschäftes richtig ist, ist die be-
schaffung von nachweisen sehr kompliziert. als 
nachweise der fremdvergleichskonformität die-
nen detaillierte unterlagen und hilfsanalysen. 
 die erbringung von nachweisen wird 
dadurch erschwert, dass die Überlassung von 
immateriellen wirtschaftsgütern oft mit dem 
konzerngeschäftsmodell und somit mit anderen 
konzerngeschäften eng verbunden ist. wird z.b. 
die Überlassung eines technischen knowhows er-
folgreich angefochten, kann die finanzverwaltung 
auch das funktions- und risikoprofil und somit die 
profitabilität der Gesellschaft leicht beanstanden. 
aus transaktionen, die auf den ersten blick als un-
bedeutend erscheinen, können erhebliche risiken 
entstehen. 

risikosteuerunG 

eine fremdvergleichskonforme kalkulation von 
Verrechnungspreisen für immaterielle wirtschafts-
güter ist sehr kompliziert, da nicht nur wirtschaftli-
che Verhältnisse, sondern auch zahlreiche weitere 
faktoren zu berücksichtigen sind. die Vorlage von 
unterlagen ist oft nicht hinreichend, meistens sind 
noch erläuternde analysen und kommentare er-
forderlich. 
 im alltag kommt es sehr häufig vor, dass 
über die unterlagen nicht die tochtergesellschaft, 
sondern ausschließlich die muttergesellschaft 
verfügt. werden diese unterlagen der tochterge-
sellschaft erst bei der außenprüfung vorgelegt, 
können sie aus zeitmangel oft nicht analysiert 
bzw. nachgeprüft werden. 
 eine sorgfältige Vorbereitung lohnt sich 
immer – die erstellung detaillierter dokumente noch 
vor aufnahme der außenprüfung bringt sicherheit. 
wenn die außenprüfung läuft, ist es meistens zu 
spät, relevante nachweise zu beschaffen. das prü-
fungsergebnis hängt vor allem davon ab, ob die 
geprüfte Gesellschaft alle relevanten nachweise 
erbringen kann. die bereitschaft ist für den erfolg-
reichen ablauf einer außenprüfung unentbehrlich, 
eine komplexe darstellung von transaktionen und 
deren analysen sind unerlässlich. dies gilt auch 
für transaktionen mit immateriellen wirtschafts-
gütern, die früher eher unterschätzt wurden. 

unsere unterstÜtzunG

interessiert sie unser thema? möchten sie ihre 
kenntnisse vertiefen? dann laden wir sie herzlich 
zu unserem treffen am runden tisch im november 
ein. eines der diskutierten themen ist die Über-
lassung von immateriellen wirtschaftsgütern zwi-
schen verbundenen unternehmen.
 ist ihre Gesellschaft an transaktionen 
mit immateriellen wirtschaftsgütern schon be-
teiligt, empfehlen wir ihnen, offene fragen sofort 
zu klären. für ihre rückfragen stehen wir ihnen 
selbstverständlich gerne zur Verfügung.

kontakt für weitere
informationen:

martin koldinský 
senior transfer pricing consultant 
senior associate 
t +420 236 163 750
e martin.koldinsky@roedl.com

mailto:martin.koldinsky@roedl.com
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von Jakub Šotník
rödl & partner prag

anfang september hat das finanzministerium der 
regierung vorgeschlagen, eine digitalsteuer ein-
zuführen, durch die die größten global agierenden 
internetunternehmen besteuert werden. Global tä-
tige Giganten bieten nach dem finanzministerium 
ihre produkte grenzüberschreitend an und erzielen 
Gewinne, die in tschechien nur niedrig besteuert 
werden, was zu krassen wettbewerbsnachteilen 
von inländischen unternehmen führt. das finanz-
ministerium bezeichnet aus diesem Grunde das 
besteuerungskonzept der digitalen wirtschaft als 
ausgleichsteuer. 
 die digitalsteuer wird vom finanzminis-
terium zum zeitpunkt vorgeschlagen, zu dem sich 
die größten industrieländer (eu und oecd) auf 
kein abgestimmtes Vorgehen verständigen konn-
ten. das finanzministerium hat betont, dass die 
wettbewerbsnachteile von „inländischen unter-
nehmen gegenüber globalen Giganten“ nicht mehr 
zu dulden sind. nach vorgeschlagenen kriterien 
und schätzungen des finanzministeriums sollten 
die digitalsteuer nur die größten globalen internet-
konzerne zahlen, deren anzahl beschränkt ist. 
 die bezeichnung digitalsteuer, die sich 
inzwischen eingebürgert hat, ist nach dem fi-
nanzministerium nicht richtig. das finanzminis-
terium spricht über die besteuerung von digitalen 
katalog-dienstleistungen. ausschlaggebend ist 
dabei das wort katalog-dienstleistungen. nach 
dem Vorschlag des finanzministeriums sollten der 
digitalsteuer folgende, gegen entgelt erbrachte 
digitalleistungen unterliegen: (i) gezielte werbe-
kampagnen auf einer digitalen schnittstelle, (ii) 
bereitstellung mehrseitiger digitaler schnittstellen 
und (iii) Übermittlung von nutzerdaten. 
 die meisten anbieter der digitalen 
dienstleistungen sollten jedoch keine digitalsteu-
er zahlen. der digitalsteuer werden vor allem an-
bieter unterliegen, die selbst oder gemeinsam mit 
weiteren konzernunternehmen weltweite erlöse 
von mehr als mio. 750 eur und zugleich in dem-
selben Geschäftsjahr inländische erlöse aus digi-
talen katalog-dienstleistungen in höhe von min-
destens mio. czk 50 erzielen. 
 Globale internetkonzerne werden der 
digitalsteuer nur dann unterliegen, wenn ihr ent-
gelt für gezielte werbekampagnen und die Über-
lassung von nutzerdaten im inland den schwellen-

wert von czk 5 mio. übersteigt. bei bereitstellung 
einer mehrseitigen digitalen schnittstelle ist nicht 
das entgelt, sondern die anzahl von nutzerkonten 
maßgebend. die untergrenze von nutzerkonten 
liegt dabei bei 200.000. 
 wie sind digitale katalog-dienstleistun-
gen definiert? als gezielte werbekampagne gelten 
die platzierung einer werbung auf einer digitalen 
schnittstelle (webseite, applikation oder mobile 
applikation) und zusätzliche leistungen für diese 
werbung. ein werbebanner wird dabei nach dem 
Verhalten von usern angezeigt. wenn beispiels-
weise von usern konkrete waren oder leistungen 
gesucht werden, erscheint im browser ein werbe-
banner mit entsprechenden angeboten. 
 zu digitalen katalog-dienstleistungen 
gehört des weiteren bereitstellung mehrseitiger 
digitaler schnitt stellen (wie schon genannt - inter-
netseite, applikation oder mobile applikation). hin-
ter dieser be zeichnung verbergen sich allbekannte 
leistungen wie booking. die schnittstellen ermög-
lichen den nutzern einen Vertragsabschluss. die 
betreiber von digitalen schnittstellen treten nicht 
als anbieter, sondern als Vermittler auf. nach dem 
begründungsbericht zum Gesetzentwurf unterliegt 
der elektronische handel, der die merkmale einer 
mehrseitigen digitalen schnittstelle erfüllen kann, 
nicht der digitalsteuer, wenn die digitale schnitt-
stelle nur für die kommunikation mit kunden ver-
wendet wird. typischerweise sind es elektronische 
Vertragsabschlüsse zwischen einzel- oder Groß-
händlern und usern. darüber hinaus sind durch 
den Gesetzentwurf ausnahmen definiert, bei de-
nen keine digitalsteuer erhoben wird, z.b. regulier-
te finanzdienstleistungen oder Glücksspiele. 
 digitale katalog-dienstleistungen um-
fassen auch den Verkauf von nutzerdaten. im 
Gesetzentwurf ist diese leistungsart relativ breit 
definiert, da es sich um „Überlassung von nutzer-
daten, die aus den aktivitäten der nutzer auf di-
gitalen schnittstellen generiert wurden“ handelt. 
durch die breite definition ist es nur schwer nach-
vollziehbar, welche konkreten daten durch den 
Gesetzentwurf vorgesehen sind. 
 die digitalsteuer sollte wenig überra-
schend als Jahressteuer erhoben werden. zustän-
dig für ihre erhebung soll das zentralfinanzamt 
sein, dem die digitalsteuererklärung elektronisch 
übermittelt werden sollte. steuerpflichtige, die ih-
ren sitz nicht in einem mitgliedstaat, ewG-land 
oder in der schweiz haben, sollten verpflichtet 

→ steuern aktuell

einführung der digitalsteuer
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sein, einen zustellungsbevollmächtigten mit sitz 
oder wohnsitz in tschechien zu ernennen. 
 was jedoch die aufmerksamkeit be-
stimmt erregt, ist der vorgeschlagene digitalsteu-
ersatz von 7 % des Jahresumsatzes aus digitalen 
dienstleistungen in tschechien. der steuersatz 
scheint im Vergleich zu steuersätzen in anderen 
europäischen ländern überspannt zu sein. darü-

ber hinaus sind für die digitalsteuer Vorauszahlun-
gen vorgesehen. aus beiden maßnahmen wird der 
fiskus erheblich profitieren – nach erwartungen 
mit ca. mrd. 5 czk jährlich. 
 wird der Gesetzentwurf nach planun-
gen des finanzministeriums verabschiedet, sollte 
die digitalsteuer ab der ersten hälfte des Jahres 
2020 erhoben werden.

kontakt für weitere
informationen:

mgr. Jakub Šotník
advokát 
associate partner
t +420 236 163 210
e jakub.sotnik@roedl.com

→ steuern aktuell

Gesetzgebung

von klára sauerová, Johana cvrčková
rödl & partner prag 

umsatzsteuerberechnunG Von 
„brutto zu netto“ und rundunG des 
steuerbetraGs 

wie wir sie schon in unseren älteren ausgaben infor-
miert haben, regelt das am 1.4.2019 in kraft getrete-
nen umsatzsteuer-änderungsgesetz die berechnung 
der umsatzsteuer von „brutto zu netto“ und ändert 
gravierend die rundung von steuerbeträgen. obwohl 
das umsatzsteuer-änderungsgesetz völlig neue re-
gelungen umfasst, mussten nicht alle neuregelun-
gen ab dem 1.4. 2019 angewandt werden. für wichti-
ge neuregelungen galten Übergangsbestimmungen, 
nach denen alte regelungen bis ende september 
2019 anwendbar waren. neue regelungen, die nach 
außerkrafttreten der Übergangsbestimmungen an-
zuwenden sind, sind in unserem artikel dargestellt. 

berechnunG der umsatzsteuer Von 
„brutto zu netto“ 
diese berechnungsmethode wird angewandt, wenn 
das bruttoentgelt bekannt ist. nach dem brutto-

entgelt werden das nettoentgelt und der darauf zu 
entfallende steuerbetrag berechnet. Vor inkraft-
treten des änderungsgesetzes wurde ein koeffizi-
ent verwendet, mit dem das auf vier dezimalstellen 
zu rundende bruttoentgelt multipliziert wurde. die 
berechnungsformel war kompliziert und unprak-
tisch. der steuerbetrag, der sich aus der rundung 
des koeffizienten ergab, wich von der üblichen 
berechnung des steuerbetrags „netto zu brutto“ 
darüber hinaus leicht ab. 
 seit 1.4.2019 wurde die gesetzliche be-
rechnungsformel vereinfacht. das bruttoentgelt 
wird nunmehr durch den steuersatz 1,21 (bzw. 1,15 
oder 1,10 je nach dem anzuwendenden steuersatz) 
dividiert. diese berechnungsformel ist nicht nur 
einfacher, sondern ergibt auch denselben steuer-
betrag wie übliche berechnungsformel „netto zu 
brutto“. 

rundunG des steuerbetraGs 
die regelung, nach der die differenzen aus der 
rundung des steuerbetrags auf volle krone nicht 
steuerpflichtig waren, ist im umsatzsteuer-ände-
rungsgesetz nicht mehr enthalten. diese allgemei-
ne regelung wurde durch eine ähnliche regelung 

mailto:jakub.sotnik@roedl.com
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→ steuern aktuell

Gesetzgebung

von martina Šotníková
rödl & partner prag 

erweiterunG der meldepflicht fÜr 
barGeldGeschäfte 

am 9. oktober 2019 wurde im Gesetzblatt das 
änderungsgesetz zum Gesetz über elektronische 
bargeldgeschäftsmeldungen veröffentlicht, das 
auch ein umsatzsteuer-änderungsgesetz ent-

hält. Über dieses seit mehr als einem Jahr dis-
kutierte änderungsgesetz haben wir sie in un-
seren mandantenbriefen mehrmals informiert. 
das änderungsgesetz wurde nach entscheidung 
des Verfassungsgerichtes pl. Ús 26/16 verab-
schiedet, nach der mehrere Vorschriften des 
Gesetzes über elektronische bargeldgeschäfts-
meldungen aufgehoben wurden. durch das än-
derungsgesetz werden wichtige neuregelungen 
eingeführt. 

ersetzt, die jedoch ausschließlich für umsätze gilt, 
die in bar bezahlt werden. da keine heller beste-
hen, muss der Verkäufer das entgelt auf volle kro-
ne runden. wird jedoch das überwiesene entgelt 
auf volle krone gerundet, besteht keine gesetzli-
che rundungsvorschrift. 
 wie ist dies zu verstehen? die rundung 
kann am folgenden beispiel erläutert werden: das 
nettoentgelt für verkaufte waren beträgt czk 150, 
der darauf entfallende steuerbetrag beträgt czk 
31,50 (allgemeiner steuersatz von 21 %). nach der 
alten regelung müsste dieser betrag auf czk 32 
gerundet werden. der berechnung des steuerbe-
trages würde der betrag i.h.v. czk 31,50 zu Grunde 
liegen, da die rundungsdifferenz in höhe von czk 
0,50 nicht steuerpflichtig war. 
 da die rundungsdifferenzen nunmehr 
steuerpflichtig sind, müssen weitere berechnun-
gen vorgenommen werden. nach rundung des 
steuerbetrags auf czk 32 beträgt das in rechnung 
gestellte bruttoentgelt czk 182. die differenz in 
höhe von czk 0,50 sollte auf das entgelt und den 
steuerbetrag aufgeteilt und dem ursprünglichen 
entgelt und dem ursprünglichen steuerbetrag zu-
gerechnet werden. das entgelt beträgt dann czk 
150,41, der darauf entfallende steuerbetrag beläuft 
sich auf czk 31,59. 
 die rundungsänderung ist unserer auf-
fassung nach unglücklich. sie ist unpraktisch, da-
rüber hinaus wollte der Gesetzgeber nur wieder-
holende rundungen abschaffen. die neuregelung 
wurde jedoch so unglücklich formuliert, das die 
aktuelle fassung des umsatzsteuergesetzes de 
facto nur die obige auslegung ermöglicht. die fi-
nanzverwaltung hat vor kurzer zeit auf ihrer web-
seite einen kurzen kommentar veröffentlicht, in 
dem das ziel der neuregelung erläutert und der 
aktuellen fassung des umsatzsteuergesetzes de 
facto widersprochen wird. wird das entgelt über-

wiesen, wird ausdrücklich betont, dass die run-
dungsdifferenzen nicht steuerpflichtig sind. wird 
eine rundung auf volle krone vorgenommen, ist es 
nach diesem kommentar de facto zulässig, die alte 
fassung des umsatzsteuergesetzes anzuwenden. 

schadenersatz / VertraGsstrafen 
bei einer VorzeitiGen aufhebunG Von 
leasinGVerträGen 

der europäische Gerichtshof hat in seinem urteil 
c-242/18 unicredit leasing über umsatzsteuerli-
che aspekte bei einer vorzeitigen aufhebung von 
leasingverträgen entschieden. 
 nach auffassung des europäischen Ge-
richtshofes gehört der schadenersatz bei einem 
rücktritt vom leasingvertrag zum umsatzsteuer-
pflichtigen leasingentgelt. der Vertragsrücktritt 
ändert nicht die wirtschaftliche lage der leasing-
gesellschaft, die dieselben einkünfte erzielt als 
ohne Vertragsrücktritt. auch im urteil des euGh 
c-295/17 meo, über das wir in unseren news im 
november 2018 informiert haben, wurden ähnliche 
schlussfolgerungen gezogen. 
 das thema wird mit dem Verband tsche-
chischer leasingunternehmer diskutiert. das o.g. 
urteil kann die bestehende praxis tschechischer 
leasinggesellschaften ändern.

kontakt für weitere
informationen:

ing. klára sauerová 
daňová poradkyně
senior associate
t  +420 236 163 280
e  klara.sauerova@roedl.com

mailto:klara.sauerova@roedl.com
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1.  der meldepflicht unterliegen ab 1. november 
2019 wiederum erlöse aus elektronischen Gut-
scheinen, aufgeladenen Geldkarten oder aufge-
ladenen Vouchers, z.b. erlöse aus Gutscheinen 
von einkaufszentren. die erlöse aus voraus-
bezahlten telekommunikationsleistungen sind 
demgegenüber nicht meldepflichtig. 

2.  meldepflichtige erlöse, die sich bislang insbe-
sondere auf den einzelhandel, die Übernach-
tungs- und die restaurationsleistungen be-
schränkt haben, wurden auf alle unternehmen 
und alle Ge werbetreibenden erweitert, die diese 
erlöse erzielen. die erlöse von unternehmen 
und Gewerbetreibenden aus branchen, die bis-
lang nicht meldepflichtig waren, unterliegen der 
meldepflicht spätestens ab 1. mai 2020. 

3.  folgende bargeldgeschäfte sind nicht melde-
pflichtig: 

a.  erlöse aus sozialpflegeleistungen an senioren 
und kinder 

b.  erlöse aus telekommunikationsleistungen, die 
mittels des öffentlichen mobilfunknetzes er-
bracht wurden, sofern über leistungen abge-
rechnet wird bzw. leistungen beansprucht wer-
den, deren meldung schon erfolgt ist

c.  erlöse aus Glücksspielen
d.  erlöse aus dem kommerziellen luftverkehr
e.  erlöse, die von einem Gewerbetreibenden erzielt 

wurden, der blind ist und weitere gesetzliche Vo-
raussetzungen erfüllt

f.  erlöse aus süßwasserfischen im zeitraum vom 
18.12. bis zum 24.12.

4.  Juristische personen, die Gesundheitsleistun-
gen nach dem leistungskatalog der gesetzlichen 
krankenversicherung erbringen, und natürliche 
personen auf ihren antrag hin können nach der 
neuregelung die bargeldschäfte auf amtlichem 
Vordruck melden, falls: 

–  meldepflichtige erlöse (d.h. insbesondere bar-
geldgeschäfte) in letzten vier Vierteljahren den 
schwellenwert von czk 600.000 unterschrei-
ten;

–  es unwahrscheinlich ist, dass meldepflichtige 
erlöse in folgenden zwölf kalendermonaten czk 
600.000 überschreiten;

–  der steuerpflichtige nicht als unternehmer gilt 
und

–  höchstens zwei arbeitnehmer beschäftigt.

nach erfüllung aller Voraussetzungen wird den 
steuerpflichtigen auf antrag hin von der finanz-
verwaltung ein Quittungsblock zur Verfügung ge-
stellt. in den Quittungen sind alle meldepflichtigen 
erlöse zu vermerken. dem finanzamt sind viertel-

jährliche meldungen mit detailliert dargestellten 
bargeldgeschäften abzugeben. die papierform ist 
ab 1.5.2020 vorgesehen. 
 neben den o.g. neuregelungen für elekt-
ronische bargeldgeschäftsmeldungen wurde durch 
das änderungsgesetz der ermäßigte steuersatz auf 
weitere sonstige leistungen erweitert. der ermäßig-
te steuersatz von 10 % gilt ab 1. mai 2020 z.b. für 
restaurationsleistungen einschl. des fassbiers, re-
paraturen von schuhen, kleidern und fahrrädern, 
barbier- und frisörleistungen, pflegeleistungen für 
kinder, senioren und kranke, wasser- und abwas-
sergebühren, e-bücher und e-zeitschriften. 

beVorstehende steueränderunGen

aktuell wurden zwei regierungsentwürfe von 
steuergesetzen auf den parlamentarischen weg 
gebracht. beide steuergesetzpakete sollten am 
1. Januar 2020 in kraft treten. sie umfassen z.b. 
einkommensteuer, umsatzsteuer, Verbrauchsteu-
er, Grundsteuer oder Glückspielsteuer. wichtig 
sind vor allem neuregelungen des umsatzsteuer-
gesetzes, die von unseren steuerberatern in einer 
speziellen ausgabe unserer news schon angespro-
chen wurden. 
 in folgenden absätzen stellen wir ihnen 
wichtige erwartete änderungen dar: 

beschränkt steuerfreie lottoGewinne 
Von der einkommensteuer sollten lottogewinne und 
Gewinne aus der Quittungslotterie des finanzminis-
teriums bis zu czk 100.000 befreit werden. die über 
diesen schwellenwert hinausgehenden Gewinne 
sollten der abzugsteuer von 15 % unterliegen. 

erhöhunG der GlÜckspielsteuer 
es wurde vorgeschlagen, den Glückspielsteuersatz 
je nach schädlichen wirkungen von Glückspielen 
anzuheben. 

steuerrechtliche 
VersicherunGstechnische 
rÜckstellunGen 
Versicherungstechnische rückstellungen nach 
dem Versicherungsgesetz, die durch die europä-
ische richtlinie solvency ii geregelt sind, sollten 
als steuerrechtliche rückstellungen gelten. aktu-
ell gilt der maßgeblichkeitsgrundsatz, nach dem 
handelsrechtliche versicherungstechnische rück-
stellungen als steuerrechtliche rückstellungen 
betrachtet werden. 

Grundsteuer 
um die biodiversität in der landwirtschaft zu wah-
ren und wasserverluste auf landwirtschaftlich 
genutzten flächen zu vermeiden, sollte die befrei-
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ung von der Grundsteuer präziser geregelt werden. 
nunmehr sollten auch Gehölzinsel, alleen, feldrei-
ne, lösswände oder mooren steuerfrei sein, wenn 
sie nach dem landwirt schaftsgesetz ins register 
von besonders umweltfreundlichen landschafts-
elementen eingetragen werden. solche eintragung 
war für die befreiung von der Grundsteuer bislang 
nicht erforderlich. nach Übergangsbestimmungen 
sind für die steuerbefreiung bis ende 2021 die be-
stehenden gesetzlichen Vorschriften anwendbar, 
d.h. es ist keine eintragung ins register erforder-
lich. die eintragung ins register von landschafts-
elementen kann innerhalb von zwei Jahren vorge-
nommen werden. 

höhere Grundbuchkosten 
nach dem Gesetzentwurf sollten die kosten für 
eintragungen ins Grundbuch auf das doppelte 
– von czk 1.000 auf czk 2.000 – erhöht werden. 
da die letzte kostenänderung im Jahre 2012 erfolgt 
ist, haben höhere kosten das ziel, die inflation und 
höhere Verwaltungskosten von Grundbuchämtern 
abzudecken. höhere Grundbuchkosten werden 
ohnehin teure immobilien noch verteuern. 

erhöhunG der Verbrauchsteuer
um die staatseinnahmen zu steigern, wurde vorge-
schlagen, alkohol-, tabaksteuer sowie Verbrauch-
steuer aus rohtabak und tabakerhitzern zu erhöhen.

→ steuern aktuell

kurzmitteilungen steuern
 
pauschalierte steuer 

nach Vorschlag des finanzministeriums sollten Gewerbetreibende einer neuen pauscha-
lierten steuer unterliegen, die nicht nur die einkommensteuer, sondern auch die sozial- und 
krankenversicherungsbeträge abdeckt. Gewerbetreibende werden nur eine monatliche zah-
lung leisten. durch das neue konzept der pauschalierten steuer sollten die erstellung von 
steuererklärungen und die buchführung abgeschafft werden. darüber hinaus müssen keine 
außenprüfungen vorgenommen werden. 
 die pauschalierte steuer sollte bei Gewerbetreibenden, deren jährlichen betriebs-
einnahmen mio. 1 czk unter schreiten, ab 1. Januar 2021 zum ansatz kommen.

durchschnittsGehalt fÜr das Jahr 2020

die regierung hat in ihrer Verordnung das durchschnittsgehalt für das Jahr 2020 i.h.v. czk 
34.835 veröffentlicht. nach dem durchschnittsgehalt für das Jahr 2020 werden die bei-
tragsbemessungsgrenze, die anhebung des spitzensteuersatzes und die beitragspflichtige 
untergrenze festgesetzt. 
 die beitragsbemessungsgrenze und der schwellenwert für die anhebung des spitzen-
steuersatzes von 7 % betragen für das Jahr 2020 czk 1.672.080 (Vorjahr: czk 1.569.552). 
 die monatliche beitragspflichtige untergrenze beträgt wie im Vorjahr czk 3.000. bei 
Überschreitung dieses schwellenwerts ist das arbeitsentgelt sozialversicherungspflichtig. 

kontakt für weitere
informationen:

ing. martina Šotníková 
daňová poradkyně
associate partner
t +420 236 163 237
e martina.sotnikova@roedl.com

mailto:martina.sotnikova@roedl.com
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→ steuern aktuell

rechtsprechung

von Jakub Šotník
rödl & partner prag

anspruch an VorsteuerabzuG ohne 
rechnunG

das oberste Verwaltungsgericht hat sich in sei-
nem jüngsten urteil mit der frage befasst, ob die 
Vorsteuer abgezogen werden kann, auch wenn 
dem leistungsempfänger keine rechnung vorliegt, 
und ist zum schluss gekommen, dass die rech-
nung für den Vorsteuerabzug unerlässlich ist. zwei 
Gesellschaften haben einen tauschvertrag abge-
schlossen, durch den sie gegenseitige leistungen 
vereinbart haben – an eine Gesellschaft wurde ein 
traktor, an die andere eine rennbahn überlassen. 
durch den tauschvertrag wurde eine aufrechnung 
des mietzinses vereinbart. Von beiden Vertrags-
parteien sollten rechnungen mit folgendem hin-
weis ausgestellt werden: „keine zahlung – gegen-
seitige aufrechnung“. für gegenseitige leistungen 
wurden jedoch keine rechnungen ausgestellt. 
 obwohl die erbringung von gegensei-
tigen leistungen durch das finanzamt nicht an-
gefochten wurde, wurde der Vorsteuerabzug der 
klägerin abgewiesen, da sie über keine rechnung 
verfügt und die andere Gesellschaft den Vorsteu-
erabzug nicht vorgenommen hat. das finanzamt 
hat auf § 73 abs. 1 buchst. a) ustG verwiesen, 
nach dem die Vorsteuer nur dann abgezogen wer-
den kann, wenn dem unternehmer eine rechnung 
vorliegt. des weiteren wurde darauf hingewiesen, 
dass die ausführung einer sonstigen leistung für 
den Vorsteuerabzug nicht hinreichend ist. diese 
ansicht wurde auch durch das landesgericht ver-
treten. die klägerin hat anschließend eine anfech-
tungsklage eingelegt. 
 einleitend wurde im urteil betont, dass 
bei einem tauschgeschäft zwei gesonderte steuer-
bare umsätze vorliegen. nach dem obersten Ver-

waltungsgericht bestehen keine zweifel, dass sons-
tige leistungen tatsächlich erbracht wurden. da die 
Vertragsparteien jedoch auch handels- und steuer-
rechtliche Vorschriften zu beachten haben, waren 
sie auch bei einem tauschgeschäft mit gleichwerti-
gen leistungen verpflichtet, die leistungen zu ver-
buchen, zu besteuern und rechnungen (mit geson-
dertem steuerausweis) auszustellen. 
 im urteil wurde des weiteren auf zahl-
reiche urteile des europäischen Gerichtshofs 
nach eu-recht hingewiesen. nach auffassung des 
obersten Verwaltungsgerichts ist der Vorsteuerab-
zug dadurch bedingt, dass der leistungsempfän-
ger nicht nur gesetzliche Voraussetzungen erfüllt, 
sondern ihm auch eine rechnung vorliegt. die 
ausstellung einer rechnung stellt eine unabding-
bare Voraussetzung für den Vorsteuerabzug (sine 
qua non) dar. nur bei umkehr der steuerschuld-
nerschaft (einem reverse-charge-Verfahren) kön-
ne auf die ausstellung einer rechnung verzichtet 
werden. 
 die feststellungen des obersten Ver-
waltungsgerichts wurden letztendlich entschärft – 
falls vom unternehmer eine rechnung nicht vorge-
bracht werden kann, hieß es, dass „…. als nachweis 
insbesondere belege der leistenden unternehmer 
– lieferanten oder dienstleister – dienen können, 
aus denen ersichtlich ist, dass die in rechnung ge-
stellte steuer tatsächlich bezahlt wurde“. 

kontakt für weitere
informationen:

mgr. Jakub Šotník
advokát 
associate partner
t +420 236 163 210
e jakub.sotnik@roedl.com

mailto:jakub.sotnik@roedl.com
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→  wirtschaft aktuell
Veräußerungen von beteiligungen im 
konzernabschluss 

von lenka Junková
rödl & partner prag

ein konsolidierungskreis ist keine statische unter-
nehmensgruppe. er kann sich in jedem Geschäfts-
jahr ändern. da die muttergesellschaft beteiligun-
gen erwirbt und veräußert, steht sie vor einer wenig 
leichten aufgabe, die erwerbe und Veräußerungen 
zu bilanzieren. 
 allgemeine Grundsätze für erstellung von 
konzernabschlüssen sind im rechnungslegungs-
standard nr. 020 konzernabschlüsse enthalten. in 
diesem rechnungslegungsstandard werden insbe-
sondere die konsolidierungsmethoden und deren 
anwendung erläutert. weniger detailliert wird die 
ermittlung des unterschiedsbetrags aus der ka-
pitalkonsolidierung bei erhöhung von beteiligun-
gen erläutert. die bilanzierung von veräußerten 
konzernunternehmen oder deren teilen oder ein 
wechsel der konsolidierungsmethode bei einem 
erwerb bzw. einer Veräußerung eines anteiligen 
Geschäftsanteils werden durch den standard nicht 
geregelt. waren diese Geschäftsfälle zu bilanzie-
ren, mussten fachgutachten oder internationale 
rechnungslegungsstandards (ifrs) herangezogen 
werden. 
 anfang des Jahres 2019 hat das tschechi-
sche institut für buchhalter reagiert und das Gut-
achten nr. i-38 erlassen, in dem empfohlen wird, 
dass die Veräußerung der (ganzen) beteiligung im 
konzernabschluss auszuweisen ist. 

bilanzierunG Von 
unternehmensVeräusserunGen 

um die empfohlene methode zu verstehen, darf 
nicht vergessen werden, dass der einzelabschluss 
einer tochtergesellschaft in den konzernabschluss 
über die beteiligungsdauer – vom erwerb der be-
teiligung bis zu ihrer Veräußerung – einbezogen 
wird. innerhalb dieser dauer werden alle Gewinne 
der tochtergesellschaft – egal, ob ausgeschütte-
te oder thesaurierte Gewinne – bei erstellung des 
konzernabschlusses den aktiva und passiva (bzw. 
den Gewinnvorträgen) zugerechnet. dies ist bei der 
bilanzierung einer unternehmensveräußerung zu 
berücksichtigen. es ist logisch, dass der konzern-
Gewinnvortrag auch nach unternehmensveräuße-
rung unverändert bleiben sollte. 
 im konzernabschluss sind erträge aus 
beteiligungen anders dargestellt als im einzel-
abschluss. die buchgewinne sind in den beiden 
abschlüssen gleich, unterschiedlich sind jedoch 
die buchverluste. der Verkaufspreis wird im kon-
zernabschluss nicht mit anschaffungskosten der 
beteiligung, sondern mit anschaffungskosten 
verglichen, denen die während der beteiligungs-
dauer erhöhten buchwerte (bzw. das erhöhte ei-
genkapital) zugerechnet und von denen der un-
terschiedsbetrag aus der kapitalkonsolidierung 
und nicht beherrschte anteile abgezogen werden. 
diese differenz wird in der konzern-Gewinn-und 
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Verlustrechnung als buchgewinn/buchverlust aus 
unternehmensveräußerung bilanziert. die im kon-
zernabschluss ausgewiesenen Gewinne einer ge-
winnbringenden tochtergesellschaft, an der sich 
die muttergesellschaft über eine längere dauer 
beteiligt, werden die Gewinne im einzelabschluss 
unterschreiten, da alle Gewinne als Gewinnvortrag 
ausgewiesen sind. 

unternehmensVeräusserunG nach 
dem Gutachten des tschechischen 
instituts fÜr buchhalter 

es bestehen folgende Grundsätze für die bilanzie-
rung einer unternehmensveräußerung: 

wertberichtiGunGen und 
rÜckstellunGen 
wertberichtigungen und rückstellungen werden 
bei ermittlung der buchwerte von Vermögensge-
genständen abgesetzt. dieser hinweis ist für un-
ternehmen wichtig, die bei bilanzierung einer un-
ternehmensveräußerung den ifrs 11 Gemeinsame 
Vereinbarungen angewandt haben, nach dem die 
wertberichtigungen und rückstellungen nicht 
übertragen werden. 

aufwendunGen und erträGe Vom 
anfanG des GeschäftsJahres bis zur 
VeräusserunG 
wird das unternehmen im laufe eines Geschäfts-
jahres veräußert, hat der konzernabschluss alle 
angaben über das veräußerte unternehmen bis 
zum Veräußerungszeitpunkt zu enthalten. zu die-
sem zweck empfehlen wir ihnen, einen zwischen-
abschluss zu erstellen, aus dem nicht nur die auf-
wendungen und erträge, Vermögensgegenstände 
und schulden, sondern auch die anschließend zu 
eliminierenden Geschäfte mit verbundenen unter-
nehmen bis zum Veräußerungszeitpunkt ersichtlich 
sind. die konzern-Gewinn- und Verlustrechnung 
vom anfang des Geschäftsjahres bis zur Veräuße-
rung der tochtergesellschaft ist bestandteil des 
konzernabschlusses. 

umGliederunGen 
alle umgliederungen für den zeitraum bis zur 
Veräußerung der beteiligung sind im konzernab-
schluss so zu berücksichtigen, als ob keine Ver-
äußerung erfolgt ist – abschreibung des unter-
schiedsbetrags aus der kapitalkonsolidierung, 
abschreibungen auf Vermögensgegenstände, die 
beim unternehmenserwerb mit ihren teilwerten 
angesetzt waren, änderungen von latenten steu-
ern, eliminierung der Geschäfte mit verbundenen 
unternehmen oder eliminierung von anpassungen 
zum stichtag des unternehmenserwerbes. (ist im 

einzelabschluss der Verkauf ausgewiesen, sind 
die anschaffungskosten der beteiligung in der 
Gewinn- und Verlustrechnung als sonstige finanz-
aufwendungen auszuweisen). 

eliminierunG um nicht beherrschende 
anteile 
Gilt die muttergesellschaft nicht als alleingesell-
schafter, sind auch nicht beherrschende Gewinn-
anteile zu ermitteln. diese Gewinnanteile werden 
bei abschlussbuchungen eliminiert (vgl. den fol-
genden punkt). im konzernabschluss werden aus-
schließlich Gewinnanteile der tochtergesellschaft, 
vermindert um nicht beherrschende Gewinnantei-
le, erfasst. 

umbuchunG des VeräusserunGserlöses 
und der im einzelabschluss 
zu buchwerten anGesetzten 
VermöGensGeGenstände zu sonstiGen 
betrieblichen aufwendunGen und 
erträGen 
indem die Veräußerung von wertpapieren im ein-
zelabschluss unter finanzaufwendungen oder fi-
nanzerträgen auszuweisen ist, gelten die Gewinne 
oder Verluste aus einer unternehmensveräußerung 
im konzernabschuss als betriebliche erträge oder 
aufwendungen. der Veräußerungsertrag ist somit 
von finanzerträgen zu sonstigen betrieblichen er-
trägen umzubuchen. 
 die zu buchwerten angesetzten Vermö-
gensgegenstände, der buchwert des unterschieds-
betrags aus der kapitalkonsolidierung sowie nicht 
beherrschte anteile werden eliminiert und in der 
konzern-Gewinn- und Verlustrechnung unter 
sonstigen betrieblichen aufwendungen bilanziert. 
sie gelten somit als aufwendungen für die unter-
nehmensveräußerung. sollten die zu buchwerten 
angesetzten Vermögensgegenstände negativ sein, 
sind sie als sonstige betriebliche erträge zu bilan-
zieren. 

darstellunG im konzernanhanG 
da die unternehmensveräußerung im konzern- 
und einzelabschluss abweichend ausgewiesen 
ist, sind im konzernanhang sonstige betriebliche 
aufwendungen aufzuschlüsseln (es ist mindestens 
die folgende Gliederung erforderlich: zu buchwer-
ten angesetzte Vermögensgegenstände, unter-
schiedsbetrag aus der kapitalkonsolidierung, nicht 
beherrschte anteile und sonstige betriebliche auf-
wendungen, die nicht der unternehmensveräuße-
rung zuzurechnen sind) und beteiligungserträge 
zu erläutern. wird der kaufpreis nicht einmalig, 
sondern erst nach erfüllung von weiteren vertrag-
lichen bedingungen bezahlt, sind auch angaben 
über bezahlung des kaufpreises zu machen. aus 
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von alena spilková, david priatka
rödl & partner prag 

eine parallele ausübung von tätigkeiten, in deren 
rahmen eine natürliche person mehrere funkti-
onen in einem unternehmen wahrnimmt, ist ein 
kompliziertes rechtliches thema. die parallele 
ausübung von bestimmten funktionen wird ge-
setzlich ausdrücklich verboten, wie z.b. die paral-
lele ausübung der funktion eines mitglieds eines 
satzungsmäßigen organs (Vertretungsorgans bzw. 
statutarorgans) und eines kontrollorgans, oder der 
funktion eines mitglieds eines kontrollorgans und 
eines prokuristen einer Gmbh (§ 201 abs. 3 han-
delsgesellschaftsgesetz der tschechischen repu-
blik). ausdrücklich verboten ist auch die parallele 
wahrnehmung der funktion eines mitglieds eines 
kontrollorgans und eines statutarorgans bzw. des 
prokuristen einer aktiengesellschaft (§ 448 abs. 7 
handelsgesellschaftsgesetz).

 zulässig ist hingegen, wenn z.b. ein 
prokurist parallel zu seiner tätigkeit eine leiten-
de arbeitsposition – z.b. als unternehmensdi-
rektor – wahrnimmt. in diesem zusammenhang 
sind jedoch zwei wichtige fragen zu klären. wel-
che regelung gilt bei der ausübung von meh-
reren tätigkeiten in bezug auf die eventuelle 
schadenshaftung? wie können die schadens-
haftung und das schadensrisiko eliminiert oder 
gemindert werden? organmitglieder, prokuris-
ten, leitende arbeitnehmer oder manager soll-
ten jeweils vor Übernahme einer neuen tätigkeit 
zunächst den haftungsumfang prüfen. Gleich-
zeitig sollten sie sich erkundigen, welche sankti-
onen ihnen bei Verletzung ihrer pflichten drohen. 
 nach unserer auffassung sollte eine 
d&o-Versicherung (manager-haftpflichtversiche-
rung) als unverzichtbares instrument in anspruch 
genommen werden. der Vorteil für personen, die 
parallel z.b. als prokurist und unternehmensdirek-

→  unternehmens-
beratung aktuell

Versicherungsschutz für prokuristen bei paralleler 
ausübung von tätigkeiten

diesen angaben sollten die buchgewinne oder 
-verluste aus der unternehmensveräußerung er-
sichtlich sein. 

fazit

die bilanzierung der unternehmensveräußerung 
hat zum ziel, den nutzern des konzernabschlus-
ses buchgewinne aus der unternehmensveräuße-
rung abz. aller Gewinne und Verluste während der 
beteiligungsdauer darzustellen. 
 im Gutachten wird leider nicht geregelt, wie 
der Verkauf eines unternehmensteiles zu bilanzie-
ren ist. hoffentlich wird noch ein weiteres Gutach-
ten erlassen, in dem die bilanzierungsgrundsätze 
beim Verkauf eines unternehmensteiles oder bei 
änderung der konsolidierungsmethode durch er-
werb/Verkauf eines anteiligen Geschäftsanteils 

enthalten werden. wird ein unternehmensteil ver-
kauft oder ist die konsolidierungsmethode durch 
erwerb/Verkauf eines anteiligen Geschäftsanteils 
zu ändern, ist die konzernbilanzierung für tsche-
chische muttergesellschaften mit sehr vielen fra-
gezeichen verbunden. 

mailto:lenka.junkova@roedl.com
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tor tätig sind, besteht darin, dass die meisten Ver-
sicherungsgesellschaften, die eine d&o-Versiche-
rung anbieten, sowohl eine haftung für im rahmen 
der prokuristentätigkeit verursache finanzielle 
schäden als auch eine haftung für etwaige bei der 
ausübung einer tätigkeit als leitender arbeitneh-
mer verursachte finanzielle schäden abdecken. 
bei schadensentstehung ist damit zu rechnen, 
dass die Versicherungsgesellschaft die umstände 
des jeweiligen falls umfassend prüfen wird. der 
Grund dafür ist die eindeutige feststellung der 
ursache der schadensentstehung, da die haftung 
eines prokuristen und die haftung eines leitenden 
arbeitnehmers im arbeitsverhältnis unterschied-
lich geregelt sind. bei nachweis der schadensent-
stehung im rahmen eines arbeitsverhältnisses ist 
der ersatz eines fahrlässig verursachten schadens 
gemäß dem tschechischen arbeitsgesetzbuch auf 
das 4,5-fache des durchschnittlichen monatlichen 
Verdienstes beschränkt. dies bedeutet, dass die 
Versicherung in diesem fall maximal bis zu dieser 
höhe leisten würde. wird die entstehung eines 
schadens im rahmen der ausübung der tätigkeit 
eines prokuristen nachgewiesen, wird die Ver-
sicherungsgesellschaft für den schaden bis zur 
höhe der im Versicherungsvertrag vereinbarten 
deckungssumme aufkommen (der prokurist haftet 
für die durch ihn verursachten schäden – ähnlich 
wie organmitglieder einer Gesellschaft – in der re-
gel unbeschränkt). 
 wesentlich ist, dass die Versicherung 
nicht nur den Verlust und den Vermögensschaden 
abdeckt, die dem prokuristen und dem leitenden 
arbeitnehmer in einer person entstanden sind, 
sondern dass auch die ehepartner, die erben und 
gesetzliche Vertreter als Versicherte gelten. auf 
diese würde die schadensersatzpflicht übergehen, 
wenn der prokurist bzw. der unternehmensdirek-
tor nicht in der lage wäre, den schaden zu erset-
zen. durch eine d&o-Versicherung wird in letzter 
folge auch die Gesellschaft als solche geschützt, 
da die wahrscheinlichkeit, dass ihr bei nachweis 
der schadenshaftung der schaden ersetzt wird, 

bei abschluss einer derartigen Versicherung viel 
höher ist.

Gegenstand des Versicherungsschutzes sind ne-
ben dem finanziellen schaden auch z.b.:
–  kosten der anwaltlichen Vertretung 
–  kosten für die erhaltung des guten rufs 
–  untersuchungskosten und kosten zur stellung 

einer kaution 
–  kosten eines Verfahrens bezüglich Vermögen 

und die persönliche freiheit 
–  kosten für persönliche und familienausgaben  

weitere, nicht weniger bedeutende bestandteile 
der Versicherung sind: 
–  kosten eines insolvenzverfahrens 
–  haftung für steuerschulden 
–  Versicherung von gegen die Versicherten geltend 

gemachten strafen und bußgeldern 
–  Versicherung der Verteidigungskosten im zusam-

menhang mit umweltschäden
–  durch die Gesellschaft im zusammenhang mit ei-

ner krisensituation aufgewendete kosten 

sollten sie nach dem lesen unseres beitrags fest-
stellen, dass sie als prokurist oder organmitglied 
einer Gesellschaft zu der risikogruppe der un-
begrenzt haftenden gehören, sollten sie den ab-
schluss einer d&o-Versicherung dringend in erwä-
gung ziehen. es handelt sich um einen notwenigen 
bestandteil ihrer verantwortungsvollen funktion. 
ein einziger fehler oder eine einzige unterlassung 
in ihrem tun können weitreichende oder dramati-
sche folgen haben. dabei müssen nicht sie per-
sönlich den fehler begangen haben. dieser kann 
sich beispielsweise aus fehlerhaften unterlagen 
ergeben, die sie von ihren mitarbeitern erhalten 
haben. der abschluss einer d&o-Versicherung 
ist nach unserer auffassung immer eine gute ent-
scheidung. für die erstellung eines unverbindli-
chen angebots stehen wir ihnen jederzeit gern zur 
Verfügung.

kontakt für weitere
informationen:

alena spilková 
unternehmensberaterin
associate partner
t +420 236 163 111
e alena.spilkova@roedl.com

mailto:alena.spilkova@roedl.com
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von Jana Švédová
rödl & partner prag 

noVember

umstrukturierunGsforum 2019
5. november 2019, prag 
Veranstalter:  turnaround management asso-

ciation Česká republika 
referent:   monika novotná 

(für rödl & partner)

sicherunGsbescheide im lichte der 
rechtsprechunG
7. november 2019
konferenzsaal rödl & partner prag
Veranstalter: rödl & partner
referent:   Jakub Šotník

1. palletten-taG 2019
7. november 2019, wien
Veranstalter:  kitzler Verlag in kooperation 

mit rödl & partner und weiteren 
partnern 

referent:   Jiří lojda (für rödl & partner)

steuerbetruG – aktuelle 
rechtsprechunG
13. november 2019
konferenzsaal rödl & partner brünn
Veranstalter: rödl & partner
referent:   milan mareš, Jan pestr

erste erfahrunGen mit der noVelle 
des strassenVerkehrsGesetzes. 
cmr-Übereinkommen und sein 
einfluss auf den innerstaatlichen 
strassenGÜterVerkehr in tschechien
13. november 2019
konferenzsaal rödl & partner prag
Veranstalter: rödl & partner
referent:   alice kubová bártková

corporate compliance
19. november 2019, prag 
Veranstalter:  rödl & partner in kooperation mit 

Verlag dashöfer
referent:   pavel koukal

→  rödl & partner 
intern

fachveranstaltungen | wir bereiten vor: 
november–dezember 2019 
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ifrs aktuell 
20. november 2019
konferenzsaal rödl & partner prag 
Veranstalter: rödl & partner
referent:   Jaroslav dubský, Jana kocurková, 

hynek dobiáš

VerrechnunGspreise im detail 
– GruppenfinanzierunG, lizenzen,
inVestitionszulaGen
26. november 2019
konferenzsaal rödl & partner prag
Veranstalter:  rödl & partner
referent:   martin koldinský

priVatrecht praha
28. november 2019, praha
Veranstalter:  epravo.cz in kooperation mit rödl 

& partner und weiteren partnern 
referent:   monika novotná 

(für rödl & partner)
 

dezember

VerrechnunGspreise
3. dezember 2019
konferenzsaal rödl & partner prag
Veranstalter:  handelskammer schweiz – 

tschechische republik und rödl 
& partner 

referent:   martin koldinský

steuerkonferenz 
4. dezember 2019, mánes prag 
Veranstalter: rödl & partner
referent:   steuerberater rödl & partner

steuerkonferenz
5. dezember 2019, hotel courtyard marriott brünn 
Veranstalter: rödl & partner
referent:   steuerberater rödl & partner
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